
Öffentliche Bekanntmachung 
 

der Genehmigung des Bebauungsplanes Nr. 49 Einkaufszentrum „MERSE-CENTER“ 
gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Der vom Stadtrat der Stadt Merseburg in seiner Sitzung am 23.06.2022 als Satzung gemäß 
§ 10 BauGB beschlossene Bebauungsplan Nr. 49 Einkaufszentrum „MERSE-CENTER“ (Be-
schluss Nr. 172/21 SR/22), bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festset-
zungen, wurde mit Verfügung des Landkreises Saalekreis vom 13.12.2022 (Aktenzeichen 
BPL00100) genehmigt.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 49 befindet sich im Stadtteil Nord 
der Stadt Merseburg in ca. 1,5 km Entfernung vom Stadtzentrum südöstlich der Kreuzung 
von Thomas-Müntzer-Straße (B 91) und Querfurter Straße. Er wird begrenzt im Westen von 
der Thomas-Müntzer-Straße (B 91), im Norden von der Querfurter Straße, im Osten durch 
die Ostseite des vorhandenen Lärmschutzwalls und im Süden durch die Südseite des vor-
handenen Walls/Lärmschutzwalls 

Die Grenzen des Plangebietes sind im abgebildeten Lageplan dargestellt. 

Mit dem Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt, den Einzelhandelsstandort planungsrechtlich 
unter Berücksichtigung des Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzeptes zu sichern. Die 
Planung trägt dazu bei, dass sich das im Plangebiet ansässige Einkaufszentrum MERSE-
CENTER weiter entwickeln kann, ohne die zentralen Versorgungsbereiche der Stadt Merse-
burg zu beeinträchtigen. 

Der Bebauungsplan Nr. 49 Einkaufszentrum „MERSE-CENTER“ tritt mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).  

Jedermann kann den Bebauungsplan, die dazugehörige Begründung mit Umweltbericht und 
die zusammenfassende Erklärung im Stadtentwicklungsamt der Stadtverwaltung Merseburg, 
Lauchstädter Straße 10 in 06217 Merseburg während der üblichen Dienststunden einsehen 
und über den Inhalt Auskunft verlangen.     

Gemäß § 10a Abs. 2 BauGB wird der in Kraft getretene Bebauungsplan mit Begründung, 
Umweltbericht und zusammenfassender Erklärung ergänzend auch in das Internet einge-
stellt. Die vollständigen Unterlagen können auf der Homepage der Stadt Merseburg unter 
https://www.merseburg.de/de/geoportal.html eingesehen werden. Zusätzlich sind diese Un-
terlagen über das Landesportal Sachsen-Anhalt unter https://www.lvermgeo.sachsen-
anhalt.de/de/viewer-gdi-kommunen.html zugänglich.  

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie die 
Rechtsfolgen gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach, 

- eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

- eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und 

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Merseburg unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB be-
achtlich sind.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige 
Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen sowie auf die Regelungen des § 47 VwGO wird hingewiesen.   

https://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/de/viewer-gdi-kommunen.html
https://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/de/viewer-gdi-kommunen.html


Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die im Kommunal-
verfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - KVG LSA) 
enthalten oder aufgrund des KVG LSA erlassen worden sind, zustande gekommen, so ist 
diese Verletzung gemäß § 8 Abs. 3 KVG LSA unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht 
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt, zu 
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder die öffentliche 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
 

 
Merseburg, den 19.01.2023 
 
 
 
gez. Müller-Bahr 
Oberbürgermeister 
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